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«EtwasKosmetik reicht nicht»
Steuerwettbewerb Nach demNein zur Unternehmenssteuerreformbrauche es einenNeuanfang, sagt der Luzerner
Wirtschaftsprofessor Christoph Schaltegger. Der Bund solle denKantonen bei den Steuernmehr Freiheiten lassen.

Interview: Balz Bruppacher
und Fabian Fellmann

ChristophSchaltegger, nachder
Abfuhr fürdieUnternehmens
steuerreformrufenSiegerund Ver
lierernacheiner raschenNeu
auflage.Muss esnunschnell gehen?
Ich glaube nicht, dass es reicht, jetztmit
der heissenNadel etwas zu strickenund
dabei nur einwenignachzubessern.Da-
für war das Nein zu klar. Deshalb ist es
nicht schlecht, dassBundesratUeliMau-
rer etwasTempoherausgenommenhat.

WashaltenSie vomVorschlag, die
Reformaufzuteilenundvorerst nur
die Sonderregimesabzuschaffen?
Das kann ich gar nicht nachvollziehen.
Da wird sich doch bei diesem klaren
Nein kaum ein Kanton bewegen. Das
wäre überhaupt keine Unternehmens-
steuerreformmehr.

WasschlagenSie vor?
Bei einemderart klarenVerdikt reicht es
nicht, etwas Kosmetik zu machen. Ich
sehe drei Schritte: Erstens soll der Bund
darauf verzichten, Geld in die Hand zu
nehmenundübereineMilliardeFranken
mitder SpritzkanneüberdieKantone zu
giessen. Spielraum für eine Senkung
könntederBundanders schaffen.Heute
könnenUnternehmendieKantons- und
die Gemeindesteuer bei der direkten
Bundessteuerabziehen.WürdederBund
das aufheben, könnte er die Gewinn-
steuervon8,5auf7Prozentsenken.Zwei-
tens sollte das Steuerharmonisierungs-
gesetz entschlackt undgeöffnetwerden.

Washeisst das?
Die Kantone sollen die Gewinnsteuern
senken oder andereMöglichkeiten aus-
schöpfen können wie zum Beispiel die
EinführungeinerLizenzbox,wie sieNid-
walden schon kennt. In einem Land, in
dem offenbar Dichtestress herrscht,
könnte man sich auch vorstellen, dass
ein Kanton eine Bodensteuer einführt
und dafür dieGewinnsteuer senkt.

Undderdritte Schritt?
Dageht es umdie Beseitigung der Fehl-
anreize im nationalen Finanzausgleich.
Die gescheiterte Unternehmenssteuer-
reform hätte hier eine Verbesserung
gebracht. Jetzt bleibt es dabei, dass die
Mehrheit derfinanzschwachenKantone
imFall vonzusätzlichenUnternehmens-
gewinnen drauflegt. Steigern sie ihre
Finanzkraft, erhalten sie weniger Zu-
schüsse aus dem Finanzausgleich. Lu-
zern, eigentlich ein Musterschüler, hat
heute eine negative Marge auf zusätz-
lichenUnternehmensgewinnen.Zieht er
zusätzliche Unternehmen an, hat die
StaatskassewenigerGeldzurVerfügung.

MehrSteuerwettbewerb ist nachder
Abstimmungschwer zuverkaufen.
Sie hätten Recht, wennman das Votum
vomvergangenenSonntagdahingehend
interpretierenwürde, dass das Volk kei-
nenSteuerwettbewerbwill.Dasbezweif-
le ich stark. Eswaren ja dieKantone, die
sichmit ihrenSteuerregimes für auslän-
dische Firmen so positioniert haben,
dass wir heute so attraktiv sind. Jetzt zu
sagen, der Bund soll alles regeln und
noch mehr Einschränkungen erlassen,
wäredergrössteHüftschuss, den ichmir
vorstellen kann. Es wäre besser, das
Gegenteil zu machen. Das braucht ein
bisschenMut vomBundesgesetzgeber.

WassagenSiedenjenigen, die ruinö
senSteuerwettbewerbbefürchten?
Erstens ist ein kantonales Steuergesetz
direktdemokratischbesser abgestützt als
einBundesgesetz.Undzweitens ist es im
UnterschiedzumBundesgesetz auchder
Verfassungsgerichtsbarkeit unterwor-
fen.Das heisst, das Bundesgericht kann
kantonale Steuergesetze überprüfen.

Meine Hoffnung wäre, dass es nicht
irgendwelche Fantasieabzüge zulässt
undsoeinemallfälligen ruinösenSteuer-
wettbewerb Einhalt gebietenwürde.

WiewollenSie IhrModell denKan
tonenbeliebtmachen?
Das ist die Tragik der schleichenden
Zentralisierung im Föderalismus. Die

Kantone sind bereit, für ein bisschen
Geld – in diesemFall Ausgleichszahlun-
gendesBundes – ihreSeele zuverkaufen.
DieKantone sollten ihreAutonomiebes-
ser wahrnehmen und selbstbewusst
schützen.HinzukommtdieProblematik
des Einnahmenverbunds: Die Kantone
habendieSteuerregimes zwarangewen-
det, diese stehen aber in einemBundes-
gesetz. Deshalb erpressen die Kantone
jetztdenBund.Undder sagt, er gebeden
Kantonen mal eine Milliarde, die er
selber nicht hat, statt dass sie das selbst
eingebrockte Problemauch selbst lösen
müssen. Langfristig müssen Bund und
Kantone ihre Einnahmen entflechten:
Der Bund beschränkt sich auf indirekte
Steuern wie die Mehrwertsteuer, die
Kantone erheben direkte Steuern wie
Einkommens- undGewinnsteuern.Das
stärkt die Verantwortlichkeiten.

Hatdie Schweiz trotzdes internatio
nalenDrucksnochZeit, solchgrund
sätzlicheProblemezuwälzen?
IchwürdemichnichtunterDruck setzen
lassen.DieOECDakzeptiert dasSystem
der USA mit etwa 8000 Steuerregimes
aufEbenederTeilstaatenohneVorgaben

desBundes.Wennwir aufBundesebene
nichts ändern, das Steuerharmonisie-
rungsgesetz entschlackenunddenKan-
tonen Möglichkeiten eröffnen, müssen
wir von der OECD eigentlich nichts
befürchten, weil das der Situation der
USAentspricht.GegenüberderEUsieht
das natürlich etwas anders aus. Aber ich
glaube, unsereDiplomaten könnten auf
dieser Klaviatur etwas herausholen.

DerWegzurneuenSteuerreform
könnte langwerden.WelcherKan
tonhatdasgrössteProblem?
Gewisse Länder wie Italien haben be-
reits begonnen, bestehende Doppel-
besteuerungsabkommen nicht mehr
vollständig einzuhalten. Japanische
FirmenzumBeispiel forderneinenMin-
deststeuersatz in der Schweiz, weil der
japanische Fiskus das sonst nicht mehr
berücksichtigt.Wenn solcheLänder die
Schweiz unter Druck setzen wollen,
dann werden sie nicht Verlautbarungen
vonoffiziellenStellenabgeben, sondern
bei einzelnenUnternehmendie Schwei-
zerBesteuerungnichtmehrakzeptieren.
Machen solche Beispiele Schule, haben
Kantonemit vielenStatusgesellschaften

einProblem:dieWaadt,Basel, aber auch
Zentralschweizer Kantonewie Zug.

KönntendieKantoneeinzelne
Elementeder verworfenenReform
auf eigeneFaustumsetzenwie
NidwaldenmitderLizenzbox?
Nein. Nidwalden dürftemit der Lizenz-
boxnetto selbst keineSteuereinnahmen
erzielen, sondern sogar verlieren. Leis-
ten können sich das nur Kantone, die
zusammenmit reichennatürlichenPer-
sonenpositiveMargenerzielen.Paradox
ist, dass ein Kanton sogar bei diesen
Spitzensteuersätzen negative Margen
hat: Uri. Der Kanton darf eigentlich kei-
ne Reichen oder Firmen mit Gewinnen
anziehen,weil er sonstnachdemFinanz-
ausgleich weniger Geld zur Verfügung
hat. Solche Fehlanreize muss der Bund
verhindern. Sonst droht eine Segre-
gation: In den einen Kantonen wird der
Steuerwettbewerb immer härter, der
Finanzhaushalt explodiert wegen der
NFA-Zahlungen. IndenanderenKanto-
nen herrscht Stillstand, weil für sie das
Dümmste ist, sich zu bewegen.

ZurückzurSteuerreform:DieLinke
will dieAusfällemithöheren
SteuernaufDividendenkompen
sieren.WaswäredieFolge?
Grundsätzlich ist die Forderung absolut
richtig. Wenn die Steuerlast auf Unter-
nehmensgewinnen sinkt,mussdieDivi-
dendensteuer imGegenzug angehoben
werden. Die Idee hinter der Entlastung
von Dividenden ist, dass Fremdkapital
gegenüberEigenkapital nicht bevorzugt
wirdunddieAusschüttungvonDividen-
den gleich behandelt wird wie die Ein-
behaltung der Gewinne in Unterneh-
men.WenndieDividendensteuer zu tief
sinkt, lassen Unternehmer weniger Re-
serven indenFirmen.Mit einerBesteue-
rung von 60 bis 70 Prozent wäre man
nicht schlecht aufgestellt.

Dagegenwehrt sichdasGewerbe.
Gewinne weisen Firmen oft nur dann
aus, wenn sie international exponiert
und auf den Kapitalmarkt angewiesen
sind,weil dort dieGewinnhöhe unddie
Dividendenausschüttung eine Signal-
wirkung haben. Wer Steuereinnahmen
vondiesen internationalenFirmenwill,
muss etwas für sie tun. So ehrlich müs-
sen wir auch in der Schweiz sein: Eine
Unternehmenssteuerreform kann
keineKMU-Reformsein.Manmussda-
rum aufpassen mit der Absicht, jede
Reform unter dem Label der kleinen
undmittlerenUnternehmen, derKMU,
zu verkaufen.

Wiewird sichdasNeinvomSonntag
aufdenWohlstandauswirken?
Das ist Kaffeesatzlesen.Wirmüssen ab-
warten, wie gut die Schweiz bei der
OECDundderEUüber eine Fristerstre-
ckung zur Abschaffung der Statusgesell-
schaften verhandeln kann.Dazu kommt
es aufdas internationaleUmfeldan.US-
Präsident Donald Trump könnte zum
BeispielvonamerikanischenFirmenver-
langen, dass sie ihre Steuern nicht mehr
ausserhalb der USA zahlen. Gleichzeitig
arbeitendieBritenannochattraktiveren
Steuerregimes, weil sie aus der EU aus-
treten. Und schliesslich arbeitet die
OECDimProjekt«Beps»aneinemneu-
en Regelwerk, das die Gewinnverschie-
bungeneinschränken soll.Das ist für die
Schweizgefährlich,weil sie starkvonden
Gewinnverschiebungen profitiert. Wir
müssen uns auf einen sehr rauen Wind
gefasstmachen.

Hinweis
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